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Verkündet am I m N a m e n d e s V o l k e s
25„Februar 1971

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger

Prozeßbevollmächtigter: ..... .. ..... '

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung em 25° Februar 1971 durch

Senatspräsident u Dr‚ D a p p r i c h
— Vorsitzender —,

Bundesrichter S c h r 6 d e r ,
Bundesrichter ' M a y ,
Bundessozialrichter W e i n r e i c h und

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k 0 p f

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—
sozialgeri0hts Niedersachsen vom 25° Januar 1967 wird
zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Streitig ist, ob der Kläger nach dem Handwerkerversicherungs—

gesetz (HWVG)vom 8° September 1960 versicherungspflichtig ist°

Der am 7° Juni 1955 geborene Kläger ist selbständiger Maurer—

und Fliesenlegermeister und wurde am 29° September 1958 in

die Handwerksrolle eingetragenc Im Laufe des Jahres 1961

wurde er durch ein Rundschreiben der Handwerkskammer Hannover

auf das am 1° Lanuar 1962 in Kraft tretende HWVG, auf die Voraue

setzung ‘ einamVersicherungsfreiheit und darauf hingewiesen,

daß Mängel bei einer geltend gemachten Versicherungsfreiheit

mit befreiender Wirkung nicht mehr beseitigt werden können,

wenn diese bei einer nach dem 51° Dezember 1961 stattfindenden

Prüfung festgestellt würden° Dem Rundschreiben war ein Frage—
bogen der Beklagten beigefügt° Da dieser Frageboäan nicht an
die Beklagte zurückgeschickt wurde, wandte sich diese noch

einmal an den Kläger und übersendü;ihm erneut den Fragebogen°
Dabei wurde wiederum darauf hingewiesen, daß bei irrtümlicher

Annahme von Versicherungsfreiheit sich nach dem 51° Dezember
1961 ein Mangel nicht mehr beseitigen lasse° Darauf ging am

18° Oktober 1961 der ausgefüllte Fragebogen bei der Beklagten
ein, Aus der Beantwortung der gestellten Fragen ergab sich,

daß der Kläger eine Lebensversicherung abgeschlossen hatte,

mit der er Versicherungsfreiheit geltend machen wollte, und

daß er bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA)

einen Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach

dem Gesetz über die Altersversorgung für das deutsche Handwerk

(RVG) vom 21° Dezember 1958 gestellt habe„

Mit Schreiben vom 8° April 1965 teilte die Beklagte dem
Kläger mit, von Weiteren Ermittlungen sei bisher abgesehen

werden, weil nach 5 ? Abs° 1 und 2 HWVG Befreiungen von der

Versicherunsspflicht nach dem HVGbzw° Angestelltenversiche—
rungs—Neuregelungsgesetz (AnVNG) auch nach dem 31° Dezember

1961 gelten und der Kläger angegeben habe, daß er bei der BfA

einen solchen Antrag gestellt habe. Er wurde gebeten, den Be—
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freiungsbescheid der BfA zu übersenden°

Der Kläger übersandte darauf mit Schreiben vom 20° April

1965 seinen Einkommensteuerbescheid vom 9„ Mai 1961 für

das Jahr 1959 und seine Lebensversicherungspolicen„ Bei der

Überprüfung stellte die Beklagte fest, daß die nach den abge—
schlossenen Lebensversicherungen zu entrichtenden Beiträge

zur Versicherungsfreiheit nach dem HwVG nicht ausreichten°
'Statt der erforderlichen 91,—— DM hatte der Kläger nach

diesem Vertrage im Dezember 1961 nur 85,55 DM für seine

Lebensversicherungen aufzubringen° Mit Bescheid vom 21° Mai

1965 stellte darauf die Beklagte fest, daß der Kläger ab

1, Januar 1962 versicherungspflichtig zur Rentenversicherung

sei° Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch trug der Kläger

vor, er habe den Versicherungsfachmann der Lebensversicherungsv

‘gescllschaft beauftragt, die Versicherungshöhe und die Ver—

sicherungsbciträge so festzulegen, daß eine Befreiung von der

gesetzlichen Rentenversicherungspflicht gegeben sei° Wenn der

von ihm entrichtete Beitrag zur Lebensversicherung zu gering

iéstgesetzt worden-sei, so treffe ihn daran kein Verschulden°
Mit Uiderspruchsbescheid vom 2° März 1964 wurde der Wider-

spruch zurückgewiesen°

Die vom Kläger erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

Hannover mit Urteil vom 28„ Mai 1965 abgewiesen° Die gegen
dieses Urteil eingelegte Berufung hat das Landessozialgericht

(LSG) Niedersachsen mit Urteil vom 25, Januar 1967 zurückge—
wiesen° Die Versicherungsfreiheit sei davon abhängig, daß für

die Lebensversicherungen mindestens ebensoviel aufgewendet

werde, wie zur Beitragsleistung an die Rentenversicherung der

Angestellten aufzuwenden gewesen wäre° Zur Feststellung der

Höhe dieser Beitragsleistung sei das im letzten Steuerbescheid

nachgewiesene Einkommen vor Abzug der Sonderausgaben (Brutto—

arbeitseinkommen) zugrunde zu legen, also im vorliegenden Fall

der Betrag von 7917,—— DM° Die vom Kläger begehrte Minderung

dieses Betrages wegen angeblich im Steuerbescheid zu gering
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angesetzter Abschreibungen sei nicht geboten, weil der maß—

gebliche Steuerbescheid vom 9° Mai 1961 für das Jahr 1959, der

auf die von dem KH@er$elb5t unterschriebene Einkonnensteuer—

erklärung zurückgehe, bindend geworden sei° Es könne auch

nicht darauf ankommen, ob die für die Lebensversicherung

aufzubringenden Beiträge die zur Rentenversicherung aufzu—
bringenden Beiträge nur geringfügig unterschreiten, Zwar sei

davon auszugehen, daß der Kläger den Willen gehabt habe,
die Befreiung von der Beitragspflicht zu erlangen, doch

komme es lediglich darauf an, ob die Voraussetzungen der

Versicherungsfreit bis zum Inkrafttreten des HWVG am 1° Januar

1962 vorgelegen haben° Auch aus der Tatsache, daß der Kläger

von der Beklagten 2 1/4 Jahre über die Versicherungspflicht

im Ungewissen gelassen worden sei, könne er keine Rechte

herleiten, weil er selbst zu dieser Situation beigetragen

habe° Aus den ihm im Jahre 1961 zugegangenen Mitteilungen

habe er entnehmen können, daß nach dem 51° Dezember 1961

festgestellte Mängel nicht mehr mit befreiender Wirkung be»

seitigt werden konnten° Auch daraus, daß die Beklagte in

Fällen, in denen ihr die Lebensversicherungsunterlagen bis

zum 31, Dezember 1961 übersandt worden seien, die Aufstockung

von Lebensversicherungsverträgen auch noch nach dem 310 De—

zember 1961 zugelassen habe, könne der Kläger keine Rechte

herleiten° Diese Handhabung sei gesetzwidrig, denn aus den

den Handwerkern im Jahre 1961 zugegangenen Rundschreiben

und Fragebögen habe sich kein Anhaltspunkt für die Notwendig—

keit der Übersendung von Versicherungsunterlagen an die Be—

klagte ergeben:. Es sei nur eine Überprüfung durch die Berufs«

vertretung und die Lebensversicherungsgesellschaft empfohlen

werden° Eine anloge Anwendung der Grundsätze von 5 1420 Abs„l'

der Reichsversicherungsordnung (EVO), auf die die Beklagte

ihre Einverständnis mit der nachträglichen Aufstockung

in den genannten Fällen glaube stützen zu können, sei nicht

möglich, da diese Bestimmung Ausnahmecharakter habe und des—

halb nur in den vom Gesetz vorgesehen Fällen der Beitrags—

entrichtung angewendet werden könne° Aus einer dem Gesetz

widersprechenden Regelung in anderen Fällen könne der Kläger

keine Rechte herleiten° Das LSG hat die Revision zugelassen„
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Zur Begründung seiner gegen das Urteil des LSG eingelegten

Revision trägt der Kläger vor, er habe sich durch Abschluß

der privaten Lebensversicherungsverträge ausreichend ver—

sichert, so daß er nicht zur Handwerkerversicherung herange—

zogen werden könne„ Durch den Abschluß eines Versicherungs—

vertrages vom 10 November 1961 habe er Versicherungsfreiheit

in der Handwerkerversicherung erreichen wollen° Darüber sei er

sich mit dem Versicherungsvertreter einig geweseno Damit

sei zwischen ihm und der Versicherungsgesellschaft ein Ver«

trag mit einer Beitragshöhe zustande gekommen, der ihn von

der Versicherungspflicht nach dem HWVG freigestellt habeo

Die im Versicherungsantrag und im Versicherungsschein ange—
gebene Beitragshöhe sei nicht maßgebend° So habe auch das

LSG Hamburg in einer Entscheidung vom 260 August 1965

— VI 13 f 126/64 (VersR 1966, 54 bis 56) — entschieden°

Er habe auch in dem von der Beklagten herausgegebenen

Fragebogen, der der Beklagten am 18° Oktober 1961 ausgefüllt

zugegangen sei, deutlich zum Ausdruck gebracht,—daß er sich

durch einen ausreichenden Privatversicherungsschutz von der

Versicherungspflicht nach dem HWVG befreien wolleo Durch die

Übersendung des Fragebogens habe die Beklagte zwischen sich

und ihm ein Rechtsverhältnis geschaffen, aus dem ihr eine

Auskunfts— und Fürsorgepflicht entstanden sei° Das gelte

um so mehr, als die Fragen des Fragebogens nicht hätten

erkennen lassen, worauf es bei der Beantwortung der Fragen

und bei der Befreiung von der Versicherungspflicht nach dem
HWVG angekommen sei° Insbesondere habe aus dem Fragebogen

‘nicht entnommen werden können, daß sich die von ihm aufzu—

bringenden Versicherungsbeiträge nach dem letzten durch }

Steuerbescheid erfaßten Einkommen vor Abzug der
Sonderaus—

gaben richtetene Wenn er der Beklagten mitgeteilt habe) er
habe eine befreiende Versicherung mit dem Versicherungsbe—

ginn am 10 November 1961 abgeschlossen, so könne die Be—

klagte ihn nicht im Mai 1965 zur Handwerkerversicherung

heranziehen° Durch die von der Beklagten durch die Über—

sendung des Fragebogens an ihn geschaffenen Rechtsbeziehungen
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sei sie verpflichtet gewesen, ihn umgehend nach dem am ..

18° Oktober 1961 erfolgten Eingang des ausgefüllten Frage—

bogens darauf hinzuweisen, daß sich aus seinen Antworten
nicht entnehmen lasse, ob die von ihm abgeschlossene Ver—
sidherung die angestrebte Versicherungsfreiheit nach dem HUVG

garantiere° Da die Beklagte in Einzelfällen eine Aufstockung

von Lebensversicherungsverträgen auch noch nach dem 51° De—

zember 1961 zugelassen habe, müsse sie auch ihm eine solche

Aufstockung gestatteno Schließlich sei auch der Steuerbe—

scheid unrichtig, der für ihn ein Einkommen von 7917,—— DM

ausgewiesen habe„ Er habe in Wirklichkeit nur ein Finkonmen

Von 5779,—- DM gehabt° Bei diesem Einkommen habe er nur '

70,—— DM monatlich für seine Lebensversicherungen aufzuwenden

brauchen, um nach dem HwVG versicherungsfrei zu sein„ Daß

das Einkommen
zu hoch festgestellt werden sei, ergebe sich

u..a° daraus, daß für ein Kraftfahrzeug nur 775,—— DM abge—
schrieben worden seien, obwohl 2000,—— DM hätten abgeschrie«

ben werden können° Eine Berichtigung des Steuerbescheides sei

nicht mehr möglich gewesen, weil die Verjährungsfrist für

den sich daraus ergebenden Steuererstattungsanspruch abgelaufen
sei und auch selbst vor Ablauf der Verjährungsfrist eine

Berichtigung des unanfechtbar_gewordenen Steurbescheides

nicht erzwingbar gewesen wäreo Da die Bindungswirkung des
Stcuerbescheides nur zwischen dem Finanzamt und ihm bestehe'

und sich außerdem die.Bindungswirkung eines Steuerbescheids

nur auf den Steuerbetrag und nicht auf die Besteuerungs—

grundlegen erstrecke, sei die Beklagte an den Steuerbescheid

nicht gebunden, wenn sich auch % 4 der Verordnung zur Durch-
führung und Ergänzung des Gesetzes über die Altersversorgung

_
für das deutsche Handwerk (DVOZHVG) vom 150 duli 1939 auf den
letzten Steuerbescheid be2iehe„ Die Anknüpfung an den Steuer—

bescheid sei zwar im Regelfall gerechtfertigt, nicht jedoch

im vorliegenden Fall, wo
sein Einkommen mit dem im Steuerbe—

scheid ausgewiesenen nicht übereinstimme, und daher diese An—

knüpfung dem Sinn der 85 4 HVG und 4 DVQzHVG, die wahre
Wirtschaftskraft des Versicherten zu erfassen, nicht entspreche„

...‘7-
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Der Kläger hat beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 25„ Januar 1967 und den Bescheid der Beklagten

vom 21° Mai 1965 und den Widerspruchsbescheid
vom

2° März 1964 aufzuheben und festzustellen, daß Ver-

sicherungsfreiheit besteht,

hilfsweise,
‚die Beklagte zu verurteilen, einer rückwirkenden

Änderung des Versichérungsvertrages mit der Alten

Volksfürsorge vom 10 November 1961 dahin zuzustimmen,

daß der Kläger dadurch von der Versicherungspflicht

nach dem HWVGbefreit wird„

Die Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie ist der Ansicht,es sei entscheidend, daß der Kläger für

seine Lebensversicherung vor dem Inkrafttreten des HwVG nicht

ebensoviel aufgevendet habe, wie er zur Rentenversicherung

zu zahlen gehabt hätte° Hinsichtlich des Einkommens des

Klägers müsse vom bindend gewordenen Einkommensteuerbescheid

vom 9° Mai 1961 ausgegangen werden„ Es möge zutreffen, daß

der Kläger den Willen gehabt habe, sich durch den Abschluß des
Lebensversioherungsvertrages vom 1° November 1961 von der Bei—

tragsleistung zur Rentenversicherung zu befreien, Die Beklagte
könne aber nicht dafür verantwortlich gemacht werden, daß ein

befreiender Vertrag nicht zustande gekommen sei, weil ein Ver—
sicherungsvertreter eine falsche Auskunft erteilt habe°

Il

Die zulässige Revision des Klägers ist nicht begründet°

Handwerker, die in die Handwerksrolle eingetragen sind,

werden in der Rentenversicherung der Arbeiter versichert,

solange sie Beiträge für eine rentenversicherungspflichtige
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Beschäftigung oder Tätigkeit für weniger als 216 Kalender—
monate entrichtet haben (@ 1 Abs, 1 Satz 1 HWVG). Das
ist bei dem Kläger der Fall°

Da eine Befreiungsmöglichkeit nach 5 6 Abs„ 1 und 2 HWVG

nicht besteht, weil der Kläger erst am 290 September 1958

in die Handwerksrolle eingetragen werden ist und daher

in den Monaten Januar und Februar 1957 noch keine Voraus—

setzungen für eine Versicherungsfreiheit nach dem BVG er—
füllt haben kann und eine nach dem bis zum 10 Januar 1962

geltendem Recht ausgesprochene oder noch auszusprechende

Befreiung von der Versicherungspflicht (@ 7 Abs° 1 — 5 HwVG)

ebenfalls nicht in Betracht kommt, kann gesetzliche Grund—

lage für eine Vérsicherungsfreiheit nur 5 6 Abs° 5 HwVG sein„

Nach dieser Vorschrift bleiben Handwerker‚ die vor dem

Inkrafttreten des HwVG auf Grund eines Versicherungsvertraßes

die Versicherungsfreiheit nach 5 5 BVG geltend gemacht und

bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraussetzung für

die Versicherungsfreiheit nach 5 5 HVG erfüllt haben,
weiterhin versicherungsfrei° @ 5 BVG läßt die Geltend—
machung einer Versicherungsfreiheit durch Abschluß von Le—

bensversicherungsverträgen zu" Die volle Versicherungsfrei—

heit kann geltend gemacht werden, wenn und solange der

Handwerker für seine Lebensversicherungen mindestens ebenso»
viel aufwendet, wie er zur Rentenversicherung der Angestell»

ten zu zahlen hätte (% 4 Abs° 1 HVG)° Da der Kläger eine
Versieherungsfreiheit vor dem 1„ Januar 1962 in dem am 18„0k7

tober 1961 bei der Beklagten eingegangenen Fragebogen gel—

tend gemacht hat, kommt es darauf an, ob er bis zum 1„Aanuar

1962 auch die Voraussetzung einer Versicherungsfreiheit

erfüllt hatte° Das ist nicht der Fall, wenn man von einem

Bruttoarbeitseinkommen von 7917,—— DM ausgeht, weil er
dann im Monat Dezember 1961 nach 5 114 Angestelltenver—\'

sicherungsgesetz (AVG) in der damaligen Fassung mindestens
91,—— DM (Betragsklasse XIV bei einem Arbeitseinkommen

von mehr als 625‚—— DM bis 675,—— DM im Monat) für seine
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Versicherung hätte aufbringen müssen° Das ist jedoch nicht

geschehen°

Nach 5 4 Abs° l DVOZHVGwar der Beitragsberechnung der im
letzten Einkommensteuerbescheid nachgewiesene Gesamtbe—

trag der Einkünfte vor Abzug der Sonderausgaben so lange

zugrunde zu legen, bis ein neuer Steuerbescheid ergeht°

Ein Zwölftel dieses Betrages galt als Monatseinkommen°

Der letzte Einkommensteuerbescheid vom 9° Mai 1961 für

das Jahr 1959, nach welchem der Kläger im Jahre 1959 ein

Bruttoarbeitsinkommen von 7917,—— DM erzielt hatte° Von

diesem Einkommen hatte der Gesetzgeber die Höhe der von dem

Kläger zu entrichtenden Versicherungsbeiträge ohne Rücksicht

darauf abhängig gemacht, ob sich die Bindungswirkung des be—

treffenöon Steuerbescheids auch auf die sich aus diesem Steuer—

bescheid crgebendeh Besteuerungsgrundlagen erstreckteo @ 4

Abs„ 1 LVOZHVG sollte die Arbeit der mit der Durchführung

der Handwerkerversicherung betrauten Stellen erleichtern,

denn der letzte Einkommensteuerbescheid stellte gegenüber

dem wechselnden Einkommen der meisten Handwerker eine ein—

deutige und sichere Beitragsgrundlage der, und er erleichter—

te auch die im Interesse aller Versicherten gelegene Über—

wachung der Beitragsentrichtung° Bewußt hat der Gesetzgeber

dabei die Nachteile in Kauf genommen, die sich daraus erge—
ben, daß auf diese Weise nicht wie sonst in der gesetzlichen

Rentenversicherung für die Beitragsentrichtung das Einkommen
maßgebend war, das der Versicherte für die jeweilige Beitrags—

periode, d„h° für den jeweiligen einzelnen Beitragsmonat

gehabt hatte„ Einmal wurde auf das &ahreseinkommen abgestellt,

Wobei als Einkommen für die einzelne Beitragsperiode ein

Zwölftel des Jahreseinkommens anzunehmen war‚ und zum an-
deren stellte der letzte Einkommensteuerbescheid nicht das

Einkommen für das in Betracht kommende Beitragsjahr, sondern

für ein abgelaufenes Kalenderjahr fest° Der Gesetzgeber nahm
also eine Unter— bzwo Überversicherung in bestimmten Beitrags“

jahren bewußt in Kauf, um eine eindeutige und sichere Bei—
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tragunterlage zu erhalten und die Überwachung der Beitrags—

entrichtung zu erleichtern, @ 4 Abs° l DVOzHVG sollte die

Festsetzung der Höhe der Beiträge der Handwerlzer übCl]läüpt

erst praktisch ermöglichen° Aus diesen Erwägungen ergibt

sich, daß der Kläger der Beklagten gegenüber nicht geltend

machen kann, der Einkommensteuerbeecheid sei unrichtig,

denn dann würde die eindeutige und sichere Beitragsunter—

lage wieder beseitigt und die Über\:achung der Beit1agsent»

richtung unerträglich erschwert werden° Es kann dahinge—

stellt bleiben, wie bei einer nachträglichen Änderung des
Einkommensteuerbescheides zu verfahren gewesen \:äre, weil

eine solche Änderung nicht erfolgt ist ” '

Aus 5 4 Abs, 2 DVOZHVGkann der Kläger keine Rechte her—

leiten, denn diese Vorschrift ist nur subsidiär anwendbar,

wenn ein Handwerker für ein Kalenderjahr nicht zur Ein—

kommensteuer veranlagt worden ist" Nur dann ist der Betrag

maßgebend, den der Handwerker im letzten Kalenderjahr für
sich und seine Familie dem Betrieb entnommen hat (Privat—

entnahme)„ Es liegt kein Anhalt für die Annahme vor, daß
der Kläger nicht einkommensteuerpflichtig gewesen ist°

Es dürfte richtig sein, daß Kläger und Versicherungsver—

treter beim Abschluß des Lebensversicherungsvertrages am

l° November 1961 einen Vertrag abschli■en wollten, auf

Grund dessen Beiträge in der Höhe zu entrichten waren, die

eine Versicherungsfreiheit nach dem HWVG eintreten ließena

Durch den abgeschlossenen Vertrag ist das aber nicht er—
reicht werden° Es kann nicht davon ausgegangen werden,

daß — abweichend von der im Versicherungsvertrag verein—

harten Versicherungssumme und den vereinbarten Beitrags—

zahlungen — ein Vertrag zustande gekommen ist, nach welchem

höhere Beiträge — mindestens in der Höhe, wie zur Versicheu

rungsfreiheit erforderlich — zu erbrhgen waren, Es kann

nur von den bei Vetragsabschluß abgegebenen Erklärungen

ausgegangen werden° Bei Abgabe dieser Erklärungen fielen

nicht einmal Wille und Erklärung auseinander, da der Ab—
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sohluß dieses Vertrages mit dieserBéitragshöhe gewollt war;
es lag nur insofern ein Irrtum im Beweggrund vor, als die

Vertragsparteien davon ausgingen, daß mit der vereinbarten
Versicherungshöhe und den dazugehörigen Versicherungsbei-

trägen die Versicherungsfreiheit in der Handwerkerversiche—

rung erreicht werden würde°

Welche Rechtader Kläger gegen die Versicherungsgesellschaft
oder den Versicherungsvertreter daraus herleiten kann, daß

die Beteiligten bei Abschluß des Vertrages davon ausgingen,

der vereinbarte Beitrag würde zur Versicherungsfreiheit in

der Handwerkerversieherung führen und dieser Zweck nicht

erreicht wurde, braucht hier nicht geprüft zu werden, Die

Beklagte muß jedenfalls bei Prüfung der Frage, ob vor dem

l° Januar l€62 die Voraussetzungen der Versicherungsfrei—

heit nach @ 5 BVG erfüllt waren, von dem damals abgeschlossen

gevesenen Vertrag ausgehen°

Es ist nicht richtig, daß die Beklagte ihre Aufklärungs—

und Fürsorgepflichten gegenüber dem Kläger verletzt hat°

Als der Gesetzgeber der Beklagten die Durchführung der

Handwerkerversicherung übertrug, mußte sie sich durch die

versandten Fragebogen zunächst einen Überblick darüber zu
verschaffen versuchen, welehe Versicherungen künftig von
ihr durchzuführen waren, Diesem Zweck diente die Versendung

der Fragebögen, Der Fragebogen des Klägers ist erst am
' 18„ Oktober l96l wieder bei der Beklagten eingegangen° In

diesem Fragebogen hatte der Kläger erklärt, er habe eine Hand—

werkerlebensversieherung abgeschlossen, mit der er Versiche—

rungsfreiheit geltend machen wolle, und er habe bei der BfA

einen Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach

dem HVG gestellt° Hiernach konnte die Beklagte nicht davon

ausgehen, daß der Kläger noch im Jahre 1961 ihrer Betreuung

und ihrer Fürsorge bedurfteo Es ist ihr daher nicht vorzuwer—
fen, daß sie sich angesichts der neuen Aufgabe mit ihren er—
heblichen Belastungen nicht alsbald noch einmal an den Kläger

gewandt hat, um weitere Aufklärungen zu erhalten° Daß sich
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die Beklagte erst mit Schreiben vom 8° April 1965 an ihn ge—
wandt hat, war zudem nicht dafür ursächlich‚ daß der mit dem
Abschluß des Lebensversicherungsvertrages erstrebte Erfolg

des Eintritts einer Versicherungsfreiheit nicht erreicht

worden war°

Es kann offenbleiben, ob die Beklagte das Recht hatte, Hand"

werkern, die ihr die Absicht, eine Versicherungsfniheit nach

5 6 Abs. 5 HWVGgeltend machen zu wollen, unter Übersendung

der Lebensversicherungsunterlagen noch im Jahre 1961 bekannt»

gegeben hatten, eine Nachfrhäzzur Aufstockung ihrer Lebens—

versicherung zu gewähren, wenn sich bei einer Überprüfung

nach dem 51° Dezember 1961 herausstellte, daß die Lebens—

versicherungsprämien für die Versicherungsfreiheit nicht

ausreichten° Diese Voraussetzungen lagen jedenfalls im vorliew

genden Falle nicht vor° Hier konnte das Vorliegen von Ver—

sicherungsfreiheit nach den vor Ablauf des Jahres 1961 bei

der Beklagten vorliegenden Unterlagen nicht geprüft werden,

und die Beklagte konnte auch nach Erhalt des Fragebogens am
18„Oktober 1961 nicht prüfen, ob durch denadanach am 1° No—

vember 1961 abgeschlossenen Lebensversicherungsvertrag eine

Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Händwerkerversiche.

rung erreicht werden war°
_

Die Revision des Klägers war daher zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—
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